
Bauleitplanung der Stadt FLORSTADT 

Bebauungsplan „Lacheweg - 2.Bauabschnitt“ im Stadtteil Stammheim 

Abwägung der Beteiligungsverfahren gemäß § 3 (1) und § 4 (1) BauGB. 

Stellungnahme: 

Regierungspräsidium Darmstadt vom 25.05.2019 

Abwägungsbeschluss der Stadtverordnetenversammlung 

Zu Regionalplanung: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die Planung ist an die Ziele der Raumordnung angepasst. 

Zu Naturschutz: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die Untere Naturschutzbehörde beim Wetteraukreis wurde ebenfalls beteiligt. 

Zu Grundwasserschutz/Wasserversorgung: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Zu 1.: Im weiteren Verfahren sind auch zusätzliche wasserrechtliche Genehmigungen erfor-

derlich. Dies betrifft u.a. die geplante Querung des Lachegrabens. Die Genehmigungen wer-

den rechtzeitig bei der Unteren Wasserbehörde beantragt. 
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Zu Grundwasserschutz/Wasserversorgung (Fortsetzung): 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Zu 2.: Parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans ist auch ein Tiefbaubüro mit der Planung 

der Wasserversorgung beauftragt. Diese kann über dann Anschluss an das bestehende Lei-

tungssystem sichergestellt werden. 

Zu 3.: Die Planzeichnung enthält bereits einen entsprechenden Hinweis zur Lage im Heil-

quellenschutzgebiet. 

Zu Oberirdische Gewässer, Renaturierung: 

Ohne Anregungen oder Bedenken. 

Zu Kommunales Abwasser: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Die Planung sieht eine Entwässerung auf der Grundlage des genehmigten Entwässerungs-

plans vom 25.01.1990 im Mischsystem vor. Das Kanalnetz mit seinen Rückhalteeinrichtun-

gen ist bereits auf den Anschluss des Baugebiets ausgelegt. 

Das WHG und das HWG enthalten bereits Regelungen zur Nutzung und Beseitigung von 

Regenwasser. In die Planzeichnung wurde hierzu ein entsprechender Hinweis aufgenom-

men. Auf die Festsetzung von Zisternen wird verzichtet, da hiermit nur der Einbau, nicht a-

ber deren Nutzung verbindlich vorgeschrieben werden kann. Im übrigen ist davon auszuge-

hen, dass durch die Einführung der gesplitteten Abwassergebühr sich ohnehin die meisten 

Eigentümer freiwillig für den Einbau einer Zisterne entscheiden. 

Zu Nachsorgender Bodenschutz: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 



Stellungnahme Regierungspräsidium Darmstadt vom 25.05.2019 Seite 3 

Zu Vorsorgender Bodenschutz: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Die Belange des Bodenschutzes werden im Rahmen der Umweltprüfung behandelt und das 

Ergebnis im Umweltbericht dokumentiert. Das frühzeitige Beteiligungsverfahren dient dabei 

auch dem vorausgehenden Scoping zur Umweltprüfung. Erst danach erfolgt die Umweltprü-

fung. Die Belange des Bodenschutzes können bei diesem Verfahrenstand daher folgerichtig 

noch nicht geprüft worden sein. Die verfahrensrechtlichen Bestimmungen des BauGB sollten 

aber eigentlich bekannt sein. Die Stadt hat in Ihren Vorschlag zum Untersuchungsumfang 

aber bereits die Belange des Bodenschutzes eingestellt. Dies wird bei der Stellungnahme 

offensichtlich ignoriert. Hier von einem möglichen Abwägungsmangel zu sprechen hält die 

Stadt für voreilig und nicht sachgerecht. 

Zu Immissionsschutz (Lärm, Erschütterung, EMF): 

Die Bedenken sind unbegründet. 

Im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungsplans für den 1.Bauabschnitt wurden 

auch die vertraglichen Vereinbarungen mit der Betreiberin des landwirtschaftlichen Betriebs 

(Geflügelhof Nagel) getroffen, welche eine verbindliche Beschränkung des Betriebs ab dem 

Jahr 2018 vorsahen. Mittlerweile wurde die Geflügelhaltung vollständig aufgegeben. Ein po-

tentieller Lärmkonflikt ist somit auszuschließen. 

Im übrigen wurde dem RP Darmstadt nach Rechtskraft des Bebauungsplans des 1. Bauab-

schnitts ein Planausfertigung einschließlich aller Abwägungsbeschlüsse zugesandt. 
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Zu Immissionsschutz (Geruchsimmissionen): 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Zu Allgemein: 

Der Bitte wird entsprochen. 

Die Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Frankfurt des RP Darmstadt erhält nach Inkrafttre-

ten des Bebauungsplans eine Mehrausfertigung. 

Zu Kampfmittelräumdienst: 

Der Kampfmittelräumdienst wurde separat beteiligt. 



 

 

 

BAULEITPLANUNG DER STADT FLORSTADT  
 

 

Bebauungsplan „Lacheweg – 2.Bauabschnitt“ im Stadtt eil Stammheim 
 

Abwägung der durchgeführten Verfahren gemäß § 3(2) und § 4(2) BauGB 
 

Stellungnahme: 
Regierungspräsidium Darmstadt vom 08.01.2020 

 

 

ABWÄGUNGSBESCHLUSS DER STADTVERORDNETENVERSAMMLUNG 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Regionalplanung:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Die Planung ist mit den Zielen der Raumordnung vereinbar. 
 
 
 
Zu Naturschutz:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Die Untere Naturschutzbehörde beim Wetteraukreis wurde ebenfalls beteiligt 
 
 
 
 
Zu Grundwasserschutz/Wasserversorgung:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
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Zu Oberirdische Gewässer, Renaturierung:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Festsetzungen des Bebauungsplans werden nicht mehr geändert, dies betrifft auch die Regelun-
gen zum Gewässerrandstreifen. 
 
Entsprechende Regelungen zu den zulässigen Nutzungen im Bereich der privaten Grünflächen inner-
halb des gesetzlichen Gewässerrandstreifens sind im Bebauungsplan unter der Ziffer 2.5.1 bereits 
enthalten. 
 
 
 
 
 
 
Zu Abwasser, Gewässergüte:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Der Sachverhalt zur geplanten Entwässerung im Mischsystem wird in Kapitel 1.5.6 der Begründung 
bereits erläutert. Der genehmigte Entwässerungsplan aus dem Jahr 1990 berücksichtigt das Bauge-
biet bereits. Das Kanalnetz mit seinen Rückhalteeinrichtungen ist bereits auf den Anschluss des 
Baugebiets ausgelegt. Die Stadt hat ein berechtigtes Interesse, die bestehenden Entwässerungsein-
richtungen zunächst soweit möglich und zulässig auszulasten bevor sie neue Anlagen errichtet. 
 
Im Rahmen der Erschließungsplanung erfolgen auch die erforderlichen hydraulischen Berechnungen. 
 
Das WHG und das HWG enthalten bereits Regelungen zur Nutzung und Beseitigung von Regenwas-
ser. In die Planzeichnung wurde hierzu ein entsprechender Hinweis aufgenommen. Auf die Festset-
zung von Zisternen wird verzichtet, da hiermit nur der Einbau, nicht aber deren Nutzung verbindlich 
vorgeschrieben werden kann. Geltende gesetzliche Regelungen bedürfen darüber hinaus keiner zu-
sätzlichen Festsetzung in einem Bebauungsplan. Im übrigen ist davon auszugehen, dass durch die 
Einführung der gesplitteten Abwassergebühr sich ohnehin die meisten Eigentümer freiwillig für den 
Einbau einer Zisterne entscheiden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden im Rahmen der Erschließungsplanung beachtet. 
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Nachsorgender Bodenschutz:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vorsorgender Bodenschutz:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.: Dem Hinweis wird nicht gefolgt. 
Aus der Sicht der Stadt sind die Belange des Bodenschutzes ausreichend berücksichtigt und be-
schrieben. Es ist auch nicht zu erwarten, das weitergehende und vertiefende Untersuchungen zu 
einem anderen Ergebnis in der Planumsetzung führen. 
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Zu 9.: Dem Hinweis wird nicht gefolgt.  
Der Ausgleich für die Eingriffe in die Bodenfunktionen erfolgt als integraler Bestandteil der naturschutz-
rechtlichen Kompensation. Dabei wird angenommen, dass eine erhöhte naturschutzfachliche Wertig-
keit auch zu einer Verbesserung der Bodenfunktionen führt. Ein gesonderter Ausgleich für die Eingriffe 
in die Bodenfunktionen erfolgt nicht. 
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Zu 10.: Dem Hinweis wird gefolgt. 
Die Begründung enthält bereits eine Beschreibung der Planungsalternativen. Diese wird in den Um-
weltbericht übernommen und um eine Bewertung der Umweltbelange ergänzt. 
 
 
 
Zu 11.: Dem Hinweis wird nicht gefolgt . 
Aus der Sicht der Stadt sind Datengrundlagen bekannt und damit auch ausreichend beschrieben.  
 
 
Zu 12.: Dem Hinweis wird nicht gefolgt . 
Der Ausgleich für die Eingriffe in die Bodenfunktionen erfolgt als integraler Bestandteil der naturschutz-
rechtlichen Kompensation. Ein eigenständiges, bodenbezogenes Monitoring ist daher nicht erforderlich. 
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Zu Immissionsschutz II:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der landwirtschaftliche Betrieb im Bereich des 1 Bauabschnitts hat die Tierhaltung mittlerweile gänzlich 
aufgegeben. Die ist Teil der vertraglichen Vereinbarung mit der Stadt und hat auch Eingang in die 
Festsetzungen des Bebauungspans für den 1. Bauabschnitt gefunden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Allgemein:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Der RP Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Frankfurt erhält nach Rechtskraft des bebau-
ungsplan eine Mehrausfertigung. 
 
 




